
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
13. Juli 2021 

 
 
Mahnung: Antrag nach dem Informationsfreiheitsgesetz NRW, UIG NRW vom 
18.12.2020, Az 01.04.01.04.-50/2020 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  

, 
 
am 18.12.2020 habe ich einen Antrag nach UIG/IFG gestellt. Ich bat Sie, alle 
vorbereitenden Unterlagen, Protokolle und sonstigen zugehörigen Dokumente, 
insbesondere auch interne und externe Kommunikation, zu den Treffen und 
Gesprächen von Ministerpräsident Armin Laschet mit der VertreterInnen von RWE oder 
deren Bevollmächtigten von Januar 2018 bis Dezember 2020 zu übersenden. 
Am 12.01.2021 erhielten Sie ein Erinnerungsschreiben von mir. Mit der E-Mail vom 
20.01.2021 bestätigten Sie den Eingang meines Antrags.  
 
Am 23.03. 2021 schickten Sie jeweils nach UIG und IFG ablehnende Bescheide und 
verweigerten die Auskunft.  
 
Am 12.4.2021 habe ich förmlichen Widerspruch gegen ihren Bescheid vom 23.03. 
2021 eingelegt. (Empfangsbestätigung Staatskanzlei NRW RC 86 332 018 9 DE 112, 
vom 19.04.2021) 
 
Auch habe ich mich am 12.04.2021 an die Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit in Nordrhein-Westfalen gewendet, mit der Bitte sich für meinen 
Antrag auf Informationszugang einzusetzen. 
 
Die Landesbeauftrage machte Sie mit einem Schreiben (Aktenzeichen: 209.2.3.1.16-
3311/21) vom 9.6.2021 darauf aufmerksam, dass zumindest ein Teil der von mir 
beantragten Unterlagen nicht dem Kernbereich der exekutiven Eigenverantwortung 
unterfallen dürfte. Sie wurden auch auf die Fristen nach § 5 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW 
hingewiesen. Eine erneute Erinnerungsmail von Ihr ging bei Ihnen am 12.07.2021 ein.  
 

 
An die  
Staatskanzlei des Landes Nordrhein-
Westfalen 
 
Per E-Mail: ministerpraesident@stk.nrw.de 
 
 

Ansprechpartner: 
Karsten Smid 
Greenpeace e.V. 
Hongkongstraße 10 
20457 Hamburg  
Tel.: 0171 / 87 80 821 
E-Mail: Karsten.Smid@greenpeace.org 
 
 



 

Nach jetzt fast drei Monaten Bearbeitungszeit habe ich von Ihnen noch immer keine 
Antwort auf meinen Widerspruch erhalten. 
 
Staatliche Institutionen sind gegenüber der Gesellschaft rechenschaftspflichtig. 
Anfragen nach dem Umweltinformationsgesetz und dem Informationsfreiheitsgesetz 
sind insofern ein Wesenselement einer jeden Demokratie. Ich möchte Sie als 
Vertreterin der Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen eindringlich bitten, diese 
demokratischen Spielregeln einzuhalten. 
 
Als informationspflichtige Stelle sind Sie zur Auskunft innerhalb der gesetzlichen Frist 
verpflichtet. Sie verschleppen die anstehende Entscheidung ohne zureichenden Grund. 
Vorsorglich möchte ich Sie auf die Möglichkeit einer Untätigkeitsklage vor dem 
Verwaltungsgericht nach den Vorgaben der Verwaltungsgerichtsordnung (§ 75 VwGO) 
hinweisen. 
 
Ich bitte Sie um unverzügliche Übersendung der Dokumente und setze Ihnen eine Frist 
bis spätestens 21.7.2021. Ferner behalte ich mir vor auch Dritte über diesen Vorgang 
in Kenntnis zu setzen. Auch habe ich der Datenschutzbeauftragen eine Kopie meines 
Mahnschreibens zur Information übersendet. 
 
Ich möchte Sie um eine zeitnahe Empfangsbestätigung dieses Schreibens bitten. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Karsten Smid 
Klima & Energiekampagne  
 
 



 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
8. Juli 2021 

 
 
Antrag nach dem Informationsfreiheitsgesetz NRW, UIG NRW vom 31.3.2021 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  

, 
 
 
am 31.03.2021 habe ich einen Antrag nach UIG/IFG gestellt, mit der Bitte mir eine 
vollumfängliche tabellarische Auflistung aller Treffen, Gespräche und fernmündlicher 
Termine von Ministerpräsident Armin Laschet mit Vertreter:innen von RWE oder deren 
Bevollmächtigten von 1. Januar 2018 bis Ende März 2021 zuzusenden. 
 
Sie haben den Eingang des UIG/IFG-Antrags nach meiner Erinnerungs-Mail vom 9.4. 
am 26.4.2021 bestätigt. Die gesetzliche Frist beginnt unabhängig davon mit Eingang 
des Schreibens. Bis heute sind mehr als 3 Monate seit Antragstellung vergangen. Die 
gesetzliche Antwortfrist ist weit überschritten.  
 
Als informationspflichtige Stelle sind Sie zur wahrheitsgemäßen Auskunft innerhalb der 
gesetzlichen Frist verpflichtet. Sie verschleppen die anstehende Entscheidung ohne 
zureichenden Grund. Vorsorglich möchte ich Sie auf die Möglichkeit einer 
Untätigkeitsklage vor dem Verwaltungsgericht nach den Vorgaben der 
Verwaltungsgerichtsordnung (§ 75 VwGO) hinweisen.   
 
Staatliche Institutionen sind gegenüber der Gesellschaft rechenschaftspflichtig. 
Anfragen nach dem Umweltinformationsgesetz und dem Informationsfreiheitsgesetz 
sind insofern ein Wesenselement einer jeden Demokratie. Ich möchte Sie eindringlich 
bitten, diese demokratischen Spielregeln einzuhalten. 
 
Ich bitte Sie um unverzügliche Übersendung der angeforderten tabellarischen 
Übersicht und setze Ihnen eine Frist zur Übermittlung bis spätestens 15.7.2021. Ferner 
behalte ich mir vor auch Dritte über diesen Vorgang in Kenntnis zu setzen.  
 

 
An die  
Staatskanzlei des Landes Nordrhein-
Westfalen 
 
Per E-Mail: ministerpraesident@stk.nrw.de 
 
 

Ansprechpartner: 
Karsten Smid 
Greenpeace e.V. 
Hongkongstraße 10 
20457 Hamburg  
Tel.: 0171 / 87 80 821 
E-Mail: Karsten.Smid@greenpeace.org 
 
 



 

Ich möchte Sie um zeitnahe Empfangsbestätigung dieses Schreibens bitten. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Karsten Smid  
Klima & Energiekampagne  
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